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14 
Offenlegung des Jahresabschlusses 

Bekanntmachung des Städt. Abwasserbetriebes der Stadt Leichlingen 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020 

 
 

Gemäß § 26 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung in der derzeit gültigen Fassung für das Land 
Nordrhein-Westfalen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht: 
 
1.  Feststellung des Jahresabschlusses 2020 
 

1. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020 mit einer Bilanzsumme von 61.837.300,65 € 
und einem Jahresüberschuss von 1.890.678,13 € wird in der vorgelegten Form festgestellt. 

2. Der Jahresüberschuss wird wie folgt verwendet: 
Der Rat der Blütenstadt Leichlingen (Rheinland) hat mit der Haushaltsatzung 2020 am 25. 
November 2019 beschlossen, die Eigenkapitalverzinsung in Höhe von 1.175.724,00 € in den 
städtischen Haushalt abzuführen. 
Der verbleibende Bilanzgewinn in Höhe von 714.954,13 € wird in Höhe von 463.966,96 € einer 
zweckgebundenen Rücklage für Substanzerhaltung zugeführt. Der Restbetrag in Höhe von 
250.987,17 € wird der allgemeinen Rücklage zugeführt. 

3. Der Betriebsleitung wird für das Wirtschaftsjahr 2020 Entlastung erteilt. 
4. Der Rat der Blütenstadt Leichlingen (Rheinland) erteilt dem Infrastruktur-, Mobilitäts- und 

Betriebsausschuss für das Wirtschaftsjahr 2020 Entlastung. 
 
2.  Bestätigungsvermerk 
 
 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
Heinrichstraße 1 
44623 Herne 
 
 
 

 Abschließender Vermerk der gpaNRW 
 

 
Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs. 2 GO in der bis zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung i.V.m. 
Artikel 10 Abs.1 des 2. NKFWG NRW gesetzliche Abschlussprüferin des Städtischen 
Abwasserbetriebes Leichlingen. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2020 hat 
sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner GmbH, Krefeld, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 01.07.2022 den nachfolgend dargestellten Bestätigungsvermerk erteilt.  
 
Unter der Bedingung, dass eine Gewinnausschüttung an die Stadt Leichlingen mindestens in Höhe 
von EUR 1.175.724,00 vom Rat der Stadt Leichlingen beschlossen wird, erteilen wir den 
nachfolgenden Bestätigungsvermerk. 
 
„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An die Stadt Leichlingen – Städtischer Abwasserbetrieb 
 
Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
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Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Stadt Leichlingen – Städtischer Abwasserbetrieb – bestehend 
aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr 
vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Stadt Leichlingen - Städtischer Abwasserbetrieb für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 2020 bis zum 
31. Dezember 2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen i.V.m. den 
deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des 
Betriebes zum 31. Dezember 2020 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 
01. Januar bis zum 31. Dezember 2020 und 

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Betriebes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
§ 317 HGB und § 106 GO NRW a.F.* unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt “Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben.  Wir sind von dem Betrieb unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 
haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 
*Für die Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe, die für bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 endende 
Wirtschaftsjahre aufzustellen sind, gelten die Vorschriften der Gemeindeordnung über die 
Jahresabschlussprüfung der Eigenbetriebe in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 666), die zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) geändert worden ist, 
fort. Diese Übergangsregelung gilt auch für Einrichtungen, die gemäß § 107 Absatz 2 entsprechend den 
Vorschriften über das Rechnungswesen der Eigenbetriebe geführt werden. 

 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Betriebsausschusses für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen in allen wesentlichen 
Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
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der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebes vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten 
– falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeiten des Betriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, 
auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Betriebes vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Landes Nordrhein-Westfalen entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Eigenbetriebes zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Betriebes vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 106 GO NRW a.F. unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus  
 

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder 
unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen 
und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
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Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interne Kontrollen beinhalten 
können. 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme des Betriebes abzugeben. 

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmertätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheit besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Betriebes zur Fortführung der 
Unternehmertätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen 
oder, falls die Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Betrieb seine Unternehmertätigkeit 
nicht mehr fortführen kann. 

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführen ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Betriebes vermittelt. 

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild der Lage des Betriebes. 

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben 
sowie zu dem zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass zukünftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 
  
Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner 
GmbH ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu 
folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben 
und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der gpaNRW nicht erforderlich. 
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Herne, den 18.04.2023 
 
                   gpaNRW 

Im Auftrag 
 

        Harald Debertshäuser 
 
 
3. Öffentliche Auslegung 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht über das Wirtschaftsjahr 2020 liegen zur Einsicht beim 
Städt. Abwasserbetrieb, Am Schulbusch 16, 42799 Leichlingen während der Dienststunden (montags 
von 8.30 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 17.30 Uhr; dienstags bis donnerstags von 8.30 bis 12.00 
Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr; freitags von 8.30 bis 12.00 Uhr) aus. 
 
Leichlingen, den 27.04.2023 
 
Stadt Leichlingen 
Städt. Abwasserbetrieb 
gez. Tycho Kopperschmidt 
Betriebsleiter 
 
 
15 
 

F r i e d h o f s g e b ü h r e n s a t z u n g  
 

für den Friedhof/die Friedhöfe 
der Evangelischen Kirchengemeinde 

Leichlingen  
 

vom 24.11.2022 
 
 

Die Evangelische Kirchengemeinde Leichlingen 
vertreten durch das Presbyterium 

 
erlässt gemäß Artikel 3a Absatz 2 der Kirchenordnung i. V. m. § 41 Wirtschafts- und 
Verwaltungsverordnung (WiVO) vom 14. September 2018 in der jeweils gültigen Fassung und § 12 
der Verordnung für das Friedhofswesen in der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen 
Kirche von Westfalen und in der Lippischen Landeskirche vom 15. Juli 2011 die nachstehende 
 

Friedhofsgebührensatzung 

 

§ 1 
Gebührenpflicht 

(1) Für die Benutzung der Friedhöfe Uferstraße und St. Heribert und der Bestattungseinrichtungen 
sowie für weitere Leistungen der Friedhofsverwaltung werden nach Maßgabe dieser Satzung 
Gebühren erhoben und sind ausschließlich der Friedhofsträgerin vorbehalten. 

(2) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Erbringung der Leistung. Die Friedhofsträgerin ist berechtigt, 
eine Vorauszahlung in angemessener Höhe auf Gebühren für die beantragten Leistungen zu 
verlangen. 
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(3) Für die der Umsatzsteuerpflicht unterliegenden Gebührenpositionen wird zusätzlich die 
gesetzliche Umsatzsteuer erhoben und separat im Gebührenbescheid ausgewiesen.  

Leistungen, die der Umsatzsteuer unterliegen, sind entsprechend gekennzeichnet (*zzgl. der 
gesetzlichen Umsatzsteuer in der jeweils gültigen Fassung, 19% Stand 2021). 

(4) Werden beantragte Leistungen nur teilweise in Anspruch genommen, so ist dennoch die volle 
Gebühr zu entrichten. 

(5) Wird von der Benutzung des Friedhofes und seiner Bestattungseinrichtungen nach Beantragung 
Abstand genommen, sind die Aufwendungen zu ersetzen, die der Friedhofsträgerin entstanden 
sind. 

 

§ 2 
Gebührenschuldner 

(1) Zur Zahlung der Gebühren ist die nutzungsberechtigte Person oder die Person verpflichtet, in 
deren Auftrag der Friedhof oder die Bestattungseinrichtungen benutzt werden.  

(2) Wird die Gebühr von mehreren Personen geschuldet, so haftet jede einzelne Person als 
Gesamtschuldnerin. 

 

§ 3 
Fälligkeit der Gebühren 

(1) Die Festsetzung der Gebühren erfolgt durch einen schriftlichen Gebührenbescheid. Dieser wird 
der Gebührenschuldnerin oder dem Gebührenschuldner durch einen einfachen Brief bekannt 
gegeben. 

(2) Die Gebühren sind mit Bekanntgabe des Gebührenbescheids fällig, sofern im Gebührenbescheid 
nicht eine spätere Fälligkeit festgesetzt ist. 

(3) Sofern die fälligen Gebühren nicht entrichtet worden sind, kann die Friedhofsträgerin 
Bestattungen und Leistungen verweigern.  

(4) Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 

 

§ 4 
Nutzungsgebühren 

(1) Reihengemeinschaftsgrabstätten mit Nutzungsrecht einschließlich  
Unterhaltung durch die Friedhofsträgerin gem. § 12 der Friedhofssatzung 

a) Erdbestattung (Ruhezeit 30 Jahre) 3.769,00 Euro 

b) Urnenbeisetzung (Ruhezeit 20 Jahre) 1.003,00 Euro 

(2) Wahlgrabstätten mit Nutzungsrecht gem. § 13 der Friedhofssatzung 

a) Erdbestattung von Totgeburten und Fehlgeburten und 
Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr (Nutzungszeit 
20 Jahre) 

686,00 Euro 

b) Verlängerungsgebühr je Grab und Jahr 34,00 Euro 

c) Erdbestattung für Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr 
je Grab  
(Nutzungszeit 30 Jahre) 

1.978,00 Euro 

d) Verlängerungsgebühr je Grab und Jahr 66,00 Euro 
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e) Urnenbeisetzung je Grab  
(Nutzungszeit 20 Jahre) 

733,00 Euro 

f) Verlängerungsgebühr je Grab und Jahr 37,00 Euro 

(3) Wahlgemeinschaftsgrabstätten mit Nutzungsrecht einschließlich Unterhaltung durch die 
Friedhofsträgerin 

a) Erdbestattung je Grab (Nutzungszeit 30 Jahre) 3.835,00 Euro 

b) Verlängerungsgebühr Erdbestattung je Grab und Jahr 116,00 Euro 

c) Urnenbeisetzung je Grab (Nutzungszeit 20 Jahre) 1.207,00 Euro 

d) Verlängerungsgebühr Urnenbeisetzung je Grab und Jahr 58,00 Euro 

 

§ 5 
Bestattungsgebühren 

(1) Grundgebühren 

a) Erdbestattung von Tot- und Fehlgeburten und Verstorbenen bis 
zum vollendeten 5. Lebensjahr 

452,00 Euro 

b) Erdbestattung von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr 
an 

680,00 Euro 

c) Grab ausschlagen und Dekoration am Grab je Erdbestattung 82,00 Euro 

d) Urnenbeisetzung 335,00 Euro 

(2) Besondere Gebühren 

a) Benutzung der Friedhofskapelle einschließlich Grunddekoration 320,00 Euro 

b) Einheitliche Grabplatte gem. § 12 (5) und § 13 (11) 
Friedhofssatzung 
Grabstein 240,00 Euro 

c) Einheitliche Grabplatte gem. § 12 (5) und § 13 (11) 
Friedhofssatzung 
Gravur 

 

50,00 

 

Euro 

d) Zusatzgebühren bei Erdbestattungen an Samstagen 131,00 Euro 

e) Zusatzgebühren bei Beisetzungen an Samstagen 41,00 Euro 

 

§ 6 

Gebühren für Umbettungen 

(1) Erdbestattung 

a) Ausgrabung Erdbestattung 1.806,00 Euro 

b) Einbettung Erdbestattung 903,00 Euro 

(2) Urnenbeisetzung 

a) Ausbettung Urnenbeisetzung 189,00 Euro 

b) Einbettung Urnenbeisetzung  189,00 Euro 
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§ 7 

Sonstige Gebühren 

(1) Zustimmung zur Errichtung eines stehenden Grabmales  45,00 Euro 

(2) Jährliche Prüfung der Standsicherheit von stehenden Grabmalen 9,00 Euro 

(3) Zustimmung zur Errichtung eines liegenden Grabmals 45,00 Euro 

(4) Zustimmung zur Errichtung einer Grabeinfassung 45,00 Euro 

(5) Zustimmung zur Errichtung einer sonstigen baulichen Anlagen 45,00 Euro 

(6) Zustimmung zur Änderung eines Grabmals, einer Grabeinfassung  
oder einer sonstigen baulichen Anlage 45,00 Euro 

(7) Zulassung von Gewerbetreibenden gem. § 6 Abs. 1 Friedhofssatzung 90,00 Euro 

(8) Ausstellung einer Berechtigungskarte an Gewerbetreibende  
gem. § 6 Abs. 6 Friedhofssatzung 45,00 Euro 

(9) Räumungsgebühr für Grabstätten nach Ablauf der Nutzungszeit  
gem. § 9 (7) der Friedhofssatzung je Grabstelle 380,00 Euro 

 

§ 8 

Öffentliche Bekanntmachung 

(1) Diese Friedhofsgebührensatzung und alle Änderungen hierzu bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
öffentlichen Bekanntmachung. 

(2) Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen gemäß § 37 der Friedhofssatzung der Kirchengemeinde 
vom 17.05.2018. 

 

§ 9 

Inkrafttreten 

(1) Diese Friedhofsgebührensatzung und alle Änderungen treten gemäß § 38 der Friedhofssatzung 
der Kirchengemeinde vom 17.05.2018 in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührensatzung tritt die Friedhofsgebührensatzung vom 
17.05.2018 außer Kraft. 

 

Leichlingen, den 24.11.2022 

 

Die Friedhofsträgerin 

 

gez. Michael Adolphs       gez. Jens Weber 


